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Klimaschutz und Energiewende werden von der natio-

nalen als auch europäischen Politik mit einer Vielzahl von 

Maßnahmen unterstützt: Zusätzlich zum europäischen 

Emissionshandel existieren nationale Maßnahmen, wie 

das Erneuerbare-Energien-Gesetz oder die Förderung der 

energetischen Gebäudesanierung, um nur einige promi-

nente Beispiele zu nennen. Dieser Politikmix ist Anlass vieler 

Kontroversen, in denen beispielsweise folgende Fragen 

aufgeworfen werden: Welche Politikinstrumente werden 

tatsächlich benötigt und welche Kriterien sollten angewendet 

werden, um diese zu bewerten und zu gestalten? Wie kommt 

es zu den zum Teil sehr unterschiedlichen wissenschaft-

lichen Handlungsempfehlungen bezüglich der zukünftigen 

Klimaschutzpolitik? 

In diesem Hintergrundpapier zum 4. Forum Klimaöko-

nomie „Klimaschutzpolitik in Europa – wie sieht ein effizi-

enter Politikmix aus?“ geben wir − basierend auf den Ergeb-

nissen von aktuellen Forschungsprojekten des BMBF-

Förderschwerpunktes „Ökonomie des Klimawandels“ 

− einen Überblick darüber, wie der europäische Emissions-

handel durch andere Instrumente flankiert wird und was 

mögliche Ursachen für das weite Spektrum an Handlungs-

empfehlungen für eine optimale Klimaschutzpolitik sind, 

die aus der Wissenschaft an Entscheidungsträger heran-

getragen werden. Darauf aufbauend wird eine gemeinsame 

Perspektive der Klimaschutzökonomie aus wissenschaft-

licher Sicht skizziert und diese in Form von sieben Thesen 

vorgestellt.

Wir möchten uns an dieser Stelle für die tatkräftige Unter-

stützung aus den Projekten des Förderschwerpunkts 

bedanken. Diese Projekte und die an ihnen beteiligten 

Forschungspartner sind in der unterstehenden Grafik aufge-

führt. In Zusammenarbeit mit ihnen wurde in mehreren 

Workshops die Struktur dieses Hintergrundpapiers 

entwickelt und diskutiert. Darüber hinaus haben sie Ergeb-

nisse aus ihren Projekten beigesteuert und dieses Papier 

ergänzt und kommentiert. Die Autorinnen und Autoren 

der Textbeiträge aus den einzelnen Projekten sind in den 

Überblickskästen zu den einzelnen Projekten am Ende des 

Hintergrundpapiers genannt. Diesen Kästen können auch 

weitergehende Projektergebnisse entnommen werden.
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1.	 EINLEITUNG

In den vergangenen Jahren sind die Preise von Emissionszertifikaten des europä-

ischen Emissionshandels dramatisch gefallen (Abbildung 1). Dies hat zu kontro-

versen Diskussionen um dieses zentrale Klimaschutzinstrument geführt. Zudem 

ist der Emissionshandel in einen breiteren Kontext von klima- und energiepoliti-

schen Maßnahmen eingebettet. So spezifiziert das Klima- und Energiepaket der EU 

von 2009 neben Emissionsreduktionszielen auch Ziele für die Nutzung erneuerbarer 

Energien sowie für Energieeffizienzverbesserungen für das Jahr 2020. Nicht allein 

in Deutschland wird daher lebhaft diskutiert, wie verschiedene politische Interven-

tionen eigentlich zusammenpassen. Reicht ein (funktionierender) Emissionshandel 

oder sind zusätzliche Instrumente für Investitionen in Innovation und Infrastruktur 

notwendig? Reagieren Haushalte und Unternehmen adäquat auf Preissignale oder 

sollten ergänzende Maßnahmen ergriffen werden, etwa zur Verbesserung ihres Infor-

mationsstandes, um diese zu besseren Entscheidungen zu führen? Für Wissenschaft 

und Wirtschaft ergeben sich wichtige und spannende Fragen aus den bestehenden und 

diskutierten Politikmixen, für die Politik ergibt sich die Herausforderung, ein effek-

tives und effizientes Instrumentenportfolio zu finden und umzusetzen. 

So stellen sich eine Reihe grundlegender Fragen: Wie kommt es zu den sehr unter-

schiedlichen Handlungsempfehlungen bezüglich der zukünftigen Klimaschutzpo-

litik? Können mit der Kombination aus verschiedenen Politikinstrumenten zugleich 

auch mehrere sich ergänzende politische Ziele erreicht werden oder drohen Ineffizi-

enzen? Welche Politikinstrumente werden tatsächlich benötigt und welche Kriterien 

sollten angewendet werden, um diese zu bewerten und zu gestalten? Die Wissenschaft 

diskutiert diese Fragen gerne anhand der Sektoren, die momentan nicht durch den 

Emissionshandel erfasst werden: Führt eine Erweiterung des Emissionshandels auf 

Sektoren wie beispielsweise den Luft- und Straßenverkehr zu einer effektiven und 

kosteneffizienten Vermeidung von Emissionen? Darüber hinaus wird viel darüber 

diskutiert, wie die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen und europäischen Wirtschaft 

durch eine effektive Klimaschutzpolitik gestärkt bzw. möglichst wenig geschwächt 

werden kann.
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 Ziel dieses Hintergrundpapiers ist es, diesen Fragen nachzugehen und eine  Diskus-

sionsgrundlage für das 4. Forum Klimaökonomie zu schaffen, welches am 22. Juni 

2015 in Berlin stattfindet. Das Papier ist dazu wie folgt strukturiert: In Abschnitt 2 

werden der europäische Emissionshandel und seine aktuellen Herausforderungen 

sowie mögliche Reformvorschläge skizziert. Darauf aufbauend werden in Abschnitt 

3 Gründe für das weite Spektrum an Handlungsempfehlungen im Bereich der Klima-

schutzpolitik dargestellt. Abschnitt 4 versucht, aus wissenschaftlicher Sicht eine 

gemeinsame Perspektive im Bereich der Klimaschutzökonomie zu skizzieren und 

diese in Form von sieben Thesen vorzustellen.

2.	 HINTERGRUND: DER EUROPÄISCHE EMISSIONSHANDEL – 
EINGEBETTET IN EINEN POLITIKMIX

Ein wenn nicht gar das zentrale klimapolitische Instrument in Europa ist der europä-

ische Emissionshandel. 2005 in Kraft getreten, ist das Ziel dieses Instruments, Treib-

hausgasemissionen unter möglichst geringen volkswirtschaftlichen Kosten zu senken. 

Der Emissionshandel ist ein klimapolitisches Instrument, bei dem die Gesamtmenge 

an Treibhausgasemissionen festgelegt wird, die innerhalb eines bestimmten Zeitraums 

in den teilnehmenden Staaten von den unter das System fallenden Emittenten ausge-

stoßen werden darf. Mit der dritten Handelsperiode wurde die dezentrale Allokation 

von Zertifikaten innerhalb der einzelnen Mitgliedsstaaten durch eine EU-weite Emissi-

onsobergrenze („cap“) ersetzt, welche jährlich um 1,74%1 reduziert wird. Die Zertifikate 

werden den Emittenten über einen bestimmten Allokationsmechanismus zugeteilt. 

Überschüssige Zertifikate können dann am Markt verkauft werden, fehlende Zertifikate 

müssen hinzugekauft werden. So erhalten Emissionen einen Preis, der sich theore-

tisch den Grenzvermeidungskosten der beteiligten Akteure annähern sollte. Dieser 

Marktmechanismus unterstützt eine kosteneffiziente Vermeidung von Emissionen. 

Die Liste der in den Emissionshandel einbezogenen wirtschaftlichen Aktivitäten sowie 

Treibhausgase wurde schrittweise erweitert. Des Weiteren kommt der Versteigerung 

von Zertifikaten anstelle einer kostenfreien Zuteilung eine wachsende Bedeutung zu.

DISKUSSION UM EINE REFORM DES EUROPÄISCHEN EMISSIONSHANDELS

Der Preisverfall der vergangenen Jahre hat zu kontroversen Diskussionen um den 

Emissionshandel geführt und dafür gesorgt, dass dieses Klimaschutzinstrument in 

seiner jetzigen Form vielfach in Frage gestellt wird. Dass derzeit eine große Menge an 

ungenutzten Zertifikaten verfügbar ist und somit deren Preise sehr niedrig ausfallen, 

hat zahlreiche Gründe. Das unerwartet große Volumen an internationalen Emissi-

onsgutschriften, das europäischen Firmen zur Verfügung steht, aber auch ein niedri-

gerer Kohlendioxidausstoß als Folge der wirtschaftlichen Krise, insbesondere in den 

südeuropäischen Ländern, stellen wichtige Gründe dar.2 Die Erzeugung von regene-

rativem Strom, unterstützt durch nationale Fördermechanismen, ist hingegen bei der 

gemeinsamen Verabschiedung von Zielen für Emissionsreduktionen bereits weitgehend 

berücksichtigt worden und somit nicht maßgeblich für den Preisverfall verantwortlich.3

1	  Siehe Decision 2010/634/EU. Ab 2021 beträgt der Lineare Reduktionsfaktor voraussichtlich 2,2%, 
siehe European Council Conclusions, 23./24. Oktober 2014. 

2	  Siehe Declercq, B., Delarue, E., D’haeseleer, W. (2011): Impact of the economic recession on the 
European power sector’s CO2 emissions. Energy Policy, 39: 1677-86.

3	  Siehe Koch, N., S. Fuss, G. Grosjean, O. Edenhofer (2014): Causes of the EU ETS price drop: Recession, 
CDM, renewable policies or a bit of everything?—New evidence. Energy Policy, 73: 676-85.
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Bei den derzeitigen Preisen von etwa 7€/t CO2 muss an den Innovationswirkungen 

des Emissionshandels gezweifelt werden. Während seine grundsätzliche Effektivität 

nicht in Frage gestellt wird,4 sondern davon auszugehen ist, dass die Emissionsreduk-

tionsziele für 2020 erreicht werden, haben Emittenten beim derzeitigen Preisniveau 

lediglich geringe Anreize, in CO2-arme Technologien und Prozesse zu investieren. 

Ohne die entsprechenden Investitionen wird das Erreichen der EU-Klimaschutzziele 

für das Jahr 2030 jedoch erschwert und könnte möglicherweise teuer werden. Somit 

wäre die dynamische Effizienz des Emissionshandels nicht gegeben. 

Vor diesem Hintergrund wurden jüngst verschiedene Handlungsempfehlungen zur 

Reformierung des Emissionshandels unterbreitet. Diese beinhalten beispielsweise 

die Einführung eines Preiskorridors,5 die sektorale Erweiterung des Instrumentes 

auf den Transport- und Gebäudesektor, die Verschiebung von Zertifikatsversteige-

rungen innerhalb der laufenden Handelsperiode6 oder die Einführung einer Markt-

stabilitätsreserve, um den Zertifikateüberschuss innerhalb eines gewissen Bandes 

zu halten.7 Angesichts der im Mai 

2015 erfolgten Einigung auf die 

Einführung der Marktstabilitäts-

reserve im Jahr 2019 werden diese 

Reformvorschläge im weiteren 

Verlauf dieses Papieres sowie im 

4. Forum Klimaökonomie nicht 

weiter diskutiert (siehe hierzu 

jedoch das Projekt AEET).

4	  Siehe Keohane, N. und G. Wagner (2013): Judge a carbon market by its cap, not its prices. Financial 
Times. http://www.ft.com/cms/s/0/de783c62-ee23-11e2-816e-00144feabdc0.html#axzz3LgSAfAw5. 
[Zugriff am 28.05.2015]

5	  Edenhofer, O. (2014): Reforming emissions trading. Nature Climate Change, 4: 663-64.

6	  Neuhoff, K. und A. Schopp (2013): Europäischer Emissionshandel: Durch Backloading Zeit für 
Strukturreform gewinnen. DIW Wochenbericht Nr. 11.

7	  Acworth, W. (2014): Can the market stability reserve stabilize the EU ETS. DIW Roundup.

Abbildung 1: Historische Entwicklung 
der CO2-Preise

Quelle: Agora Energiewende (2015)  
nach DEHst, EEA, EEX und ICE

BOX 1: AUSGEWÄHLTE PROJEKTERGEBNISSE „ANALYTISCHE UND  

EMPIRISCHE UNTERSUCHUNGEN DES EMISSIONSHANDELS“ – AEET

Das Design effizienter Stabilitätsmechanismen ist stark von der korrekten Quanti-

fizierung der Risikoaversion auf Emissionsmärkten abhängig. Das Projekt AEET 

entwickelte ein Verfahren zur Quantifizierung des stochastischen, zeitabhängigen 

Marktpreisrisikos. Dies stellt ein wichtiges Bindeglied zwischen der Zeitreihen-

analyse historischer Preise und des Designs effizienter Stabilitätsmechanismen 

dar: Mittels stochastischer Gleichgewichtsmodelle lässt sich zeigen, dass durch 

die Einführung von Stabilitätsmechanismen ein quantifizierbarer Effizienzgewinn 

entsteht, wenn das Marktpreisrisiko beim Design des Mechanismus berück-

sichtigt wird.

http://www.ft.com/cms/s/0/de783c62-ee23-11e2-816e-00144feabdc0.html#axzz3LgSAfAw5
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DER EMISSIONSHANDEL IST TEIL EINES INSTRUMENTENMIXES

Der Emissionshandel ist ein Baustein eines breiten Spektrums von klima- und energie-

politischen Maßnahmen und damit Bestandteil eines sogenannten Policy Mixes.8 Die 

Notwendigkeit eines Policy Mixes ergibt sich nicht zuletzt auch aus der Ergänzung 

des reinen Emissionsminderungsziels um weitere Politikziele. So werden im Klima- 

und Energiepaket der EU von 2009 neben Emissionsreduktionszielen für das Jahr 

2020 auch Ziele für die Nutzung erneuerbarer Energien sowie für Energieeffizienz-

verbesserungen spezifiziert. Diese auf vielen Säulen basierende Art der Klimaschutz-

politik wurde durch den Europäischen Rat für die mittelfristige Perspektive bis 2030 

bestätigt.9 Der Emissionshandel regelt hierbei als EU-weites Instrument lediglich die 

Emissionen ausgewählter Sektoren und Aktivitäten. Für Emissionen, die nicht unter 

dieses System fallen, legt das sogenannte „Effort Sharing Agreement“ nationale Reduk-

tionsverpflichtungen fest. Wie diese erreicht werden, obliegt den einzelnen Mitglieds-

staaten. Des Weiteren wurde das europäische Ziel, im Jahr 2020 einen Anteil von 20% 

erneuerbarer Energien am Primärenergieaufkommen zu erreichen, in verbindliche 

nationale Ziele übersetzt. Die Auswahl und Gestaltung entsprechender Instrumente 

und Fördermaßnahmen erfolgt auf nationaler Ebene. Ähnlich ist die Situation für die 

Bemühungen zur Energieeinsparung: Neben einigen EU Direktiven10 kommen hier 

insbesondere nationale Maßnahmen zur Anwendung. 

Nicht nur unter Ökonominnen und Ökonomen besteht eine rege Diskussion über das 

Design eines optimalen Instrumentenmixes. Beispielsweise reichen die Handlungs-

empfehlungen im Bereich erneuerbarer Energien und der Energieeffizienz von der 

Abschaffung der Ziele und der Förderung bis hin zur Anpassung dieser Ziele und der 

entsprechenden Fördermechanismen.

3.	 URSACHEN FÜR DAS WEITE SPEKTRUM AN 
HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN

Entscheidungsträger und Stakeholder sind an möglichst klaren und eindeutigen 

Aussagen seitens der wissenschaftlichen Politikberater interessiert, die als Entschei-

dungsgrundlage und Empfehlung für ihr Handeln dienen. Gleichzeitig senden Politik-

berater insbesondere in der energie- und klimapolitischen Debatte vielstimmige und 

teils widersprüchliche Signale. Im Folgenden werden drei Thesen bezüglich möglicher 

Ursachen für das weite Spektrum an Handlungsempfehlungen für die zukünftige 

Gestaltung der europäischen Energie- und Klimapolitik aufgeführt.

UNTERSCHIEDLICHE ZIELERREICHUNGSPERSPEKTIVEN 

Für die Formulierung von Handlungsempfehlungen macht es einen Unterschied, ob 

der Betrachter eine statische Perspektive (Erreichen eines kurzfristigen Emissions-

reduktionsziels zu minimalen Vermeidungskosten) oder eine dynamische Perspektive 

8	  Rogge, K.S.; Reichardt, K. (2013): Towards a more comprehensive policy mix concept for environ-
mental technological change: a literature synthesis. Working Paper Sustainability and Innovation, 
S3/2013. Karlsruhe: Fraunhofer ISI.

9	  European Council Meeting, Oktober 2014. (vgl. European Council: European Council (23 and 24 
October 2014) – Conclusions, EUCO 169/14, Brüssel.)

10	 U.a. Directive 2010/31/EC on the energy performance of buildings, Directive 2010/30/EC on Energy 
Labelling; Directive 2009/125/EC establishing a framework for the setting of ecodesign require-
ments for energy-related products.
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(längerfristige Transformation hin zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft) einnimmt. 

Während der Betrachtungshorizont im ersten Fall eher kurzfristig ist, reicht er im 

zweiten Fall bis zum Jahr 2050 und darüber hinaus. Bei einer dynamischen Betrachtung 

geht es weniger um die kurzfristige Optimierung  der heute vorhandenen Technologien 

und die Minimierung der Grenzvermeidungskosten. Vielmehr sollen auch Technolo-

gieentwicklung und Innovationen ermöglicht werden, um auf lange Sicht die gesamt-

wirtschaftlichen Kosten zu minimieren, u.a. durch die Erschließung von Energie-

einspar- und Effizienzpotentialen. 

Zweifellos wäre eine ausschließlich kurzfristige Perspektive nicht angemessen, um 

den gesellschaftlichen Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte und den Verän-

derungen unserer Umwelt zu begegnen. Allerdings stellt sich unabhängig von der 

Perspektive immer die Frage, welches Instrument dies am effizientesten erreichen 

kann. Im Hinblick auf die dynamische Perspektive ist diese Frage unweigerlich nur  auf 

Basis von Annahmen über zukünftige Entwicklungen zu bewerten, wie zum Beispiel 

die zukünftige Kostenentwicklung von einzelnen Technologien. Ebenso wichtig ist die 

Berücksichtigung heute unbekannter, aber eventuell zukünftig verfügbarer, neuer 

Technologien.

UNTERSCHIEDLICHE METHODISCHE UND THEORETISCHE 
HERANGEHENSWEISEN

Unterschiedliche methodische und theoretische Herangehensweisen lassen sich mit 

Hilfe des Konzepts der „Best-Practice-Frontier“ charakterisieren. Die „Best-Practice-

Frontier“, in Abbildung 2 durch die graue Linie dargestellt, beschreibt, wieviel Output 

mit den effizientesten Verfahren und dem effizientesten Verhalten maximal mit 

einem vorgebenen Energieeinsatz bzw. Emissionslevel erreicht werden kann. Der 

tatsächlich realisierte Output, in Abbildung 2 durch die schwarzen Kreuze dargestellt, 

wird dabei in der Realität oft geringer sein als mit effizientesten Verfahren möglich. 

Abbildung 2 illustriert drei Wege zur Optimierung des Outputs bzw. der Verbesserung 

der ökonomischen Wohlfahrt: (i) die Optimierung entlang der Best-Practice-Frontier, 

bei der die Bepreisung von Treibhausgasemissionen von zentraler Bedeutung ist; 

(ii) die Bewegung hin zu dieser Grenze in Fällen, in denen scheinbar ungenutztes 

Potenzial besteht und insbesondere hohe Transaktionskosten und Verhaltensbarrieren 

Abbildung 2: Unterschiedliche 
methodische und theoretische 
Herangehensweisen

Quelle: Eigene Abbildung basierend 
auf: Grubb, M., J.-C. Hourcade, K. 
Neuhoff (2014): Planetary Economics – 
Energy, Climate Change and the three 
Domains of Sustainable Development. 
Oxford: Routledge.
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abgebaut werden müssen, sowie (iii) die Verschiebung der Grenze durch Innovation 

und Technologieentwicklung. 

OPTIMIERUNG ENTLANG DER BEST-PRACTICE-FRONTIER

Wie in Abschnitt 2 beschrieben, ist der Emissionshandel ein marktbasiertes klima-

politisches Instrument, welches Anreize für eine kosteneffiziente Vermeidung von 

Emissionen setzt. Die Substitution emissionsintensiver durch weniger emissionsin-

tensive Technologien und Prozesse, welche ohne CO2-Bepreisung nicht wettbewerbs-

fähig wären, erlaubt die Optimierung der (Input- sowie Emissions-) Entscheidungen 

der Akteure (Bewegung entlang der Best-Practice-Frontier).

BEWEGUNG HIN ZUR BEST-PRACTICE-FRONTIER DURCH DIE  

ERSCHLIESSUNG VON ENERGIEEINSPAR- UND EFFIZIENZPOTENZIALEN

Im Bestreben um die Einhaltung von Klimaschutzzielen wird immer wieder auf eine 

Reihe von Treibhausgaseinsparpotenzialen hingewiesen, die zu negativen Vermei-

dungskosten realisierbar seien.11 Damit sind bislang ungenutzte Potenziale gemeint, 

die nicht nur zur Emissionsreduktion beitragen würden, sondern zugleich auch zu 

Nettokosteneinsparungen führen könnten. So lange solche Potenziale vorhanden 

sind, befindet sich die Ökonomie nicht auf der Best-Practice-Frontier. 

Theoretische Ansätze aus dem Bereich der Verhaltensökonomik können teilweise 

erklären, warum solche Potenziale trotz betriebs- und volkswirtschaftlicher Vorteile 

vielfach ungenutzt bleiben. So spielt die menschliche Psychologie eine nicht unerheb-

liche Rolle bei Entscheidungen, was sich u.a. in einer Abneigung gegenüber Verände-

rungen (Status-Quo-Verzerrung) oder einer Vernachlässigung zukünftiger Auswir-

kungen von Entscheidungen (dynamische Zeitinkonsistenz) manifestiert. Im Bereich 

des Energieverbrauchs kann diese Verzerrung beispielsweise eine mögliche Erklärung 

dafür bieten, wieso selbst ökonomisch sinnvolle Investitionen in Energieeffizienz nicht 

getätigt oder vermeintlich lohnenswerte Energieeinsparmöglichkeiten nicht umgesetzt 

werden. Weitere potentielle Gründe, die Individuen von scheinbar lohnenden Investi-

tionen abhalten können, sind beispielsweise Unsicherheit über die (eigene) Zukunft 

sowie die Unmöglichkeit, alle zukünftig möglichen Entwicklungen vorauszusehen.
 

Politische Interventionen, wie die Bereitstellung von Informationen, können Markt-

versagen, wie generelle Informationsdefizite bezüglich effizienteren und weniger 

emissionsintensiven Technologien und Prozessen, beseitigen und zu Pareto-Verbes-
serungen führen. Daneben kann der Abbau von Transaktionskosten, z.B. durch die 

Unterstützung spezialisierter Intermediäre wie Energiedienstleistungsunternehmen, 

unter Klimaschutzgesichtspunkten gerechtfertigt sein. Allerdings stellt sich hierbei 

die Frage, in welchem Maße Mitnahmeeffekte in Kauf genommen werden sollen. 

Generell sollte die Wirkung jeglicher politischer Intervention, wie z.B. Informations-

kampagnen, anhand moderner Evaluationsmethoden überprüft werden.12

11	 Siehe z.B. McKinsey (2009): Pathways to a low-carbon economy. Report. 

12	Bernhard Boockmann, Claudia M. Buch,  Monika Schnitzer (2014): Evidenzbasierte Wirtschaft 
politik in Deutschland: Defizite und Potentiale. Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 15(4): 307-23. 

	 Kugler, F., G. Schwerdt und L. Wößmann (2014): Ökonometrische Methoden zur Evaluierung kausaler 
Effekte der Wirtschaftspolitik. Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 15(2): 105-32.  

	 Schmidt, C. M. (2014): Wirkungstreffer erzielen - Die Rolle der evidenzbasierten Politikberatung 
in einer aufgeklärten Gesellschaft. Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 15(3): 219-33. 
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Aus mikroökonomischer Perspektive eher weniger angebracht scheinen jedoch 

gesetzgebende Maßnahmen wie die Einführung technischer Mindeststandards bzw. 

die Reglementierung des Energieverbrauchs oder der Emissionen von Produkten. 

Dies gilt besonders dann, wenn sie wegen der Existenz des Emissionshandels mit 

festgelegter Gesamtemissionsobergrenze zumindest kurzfristig zu keinerlei zusätz-

lichen CO2-Einsparungen führen und zudem eine Verletzung der Konsumentensou-

veränität darstellen. Der vermehrte Einsatz derartiger Maßnahmen kann auf Dauer 

die generelle Akzeptanz für Klimaschutzmaßnahmen gefährden.

VERSCHIEBUNG DER BEST-PRACTICE-FRONTIER DURCH INNOVATION UND 

TECHNOLOGIEENTWICKLUNG

Die Best-Practice-Frontier definiert sich über die heute existierenden, wirtschaftlich 

einsetzbaren Technologien. Auf längere Sicht genügt es jedoch nicht, Emissionen 

mittels der Substitution CO2-intensiver Technologien durch bereits existierende 

CO2-arme Technologien und Prozesse zu reduzieren. Zusätzliches – und im Hinblick 

auf eine Transformation hin zu einer CO2-armen Ökonomie notwendiges – Potenzial 

muss durch Innovation und Technologieentwicklung erschlossen werden. Es ist 

unstrittig, dass die Förderung von Forschung und Entwicklung hierbei eine bedeu-

tende Rolle spielt, da dadurch neue organisatorische und technologische Optionen ins 

Spiel gebracht werden können. Ein mit Blick auf 2050 und darüber hinaus optimaler 

Technologiemix beinhaltet sowohl heute existierende, wirtschaftliche Technologien 

als auch derzeit noch zu fördernde und potentielle zukünftige Lösungen, wobei der 

Art der Förderung eine hohe Bedeutung zukommt.13

Theoretisch kann eine gut gestaltete Technologie- und Innovationspolitik auf einen 

optimalen Technologiemix hinwirken, sodass dadurch die Gesamtwohlfahrt über einen 

längeren Zeithorizont gesteigert werden kann. Fraglich ist jedoch, ob und wie der 

„optimale“ Technologiemix bestimmt werden kann, wenn doch die zukünftigen Entwick-

lungen nur bedingt vorhergesehen werden können. Zudem besteht bei einer staat-

lichen Förderung einzelner Technologien das Risiko, dass dadurch weitere zukünftige 

Technologien in ihrer Entwicklung gehindert werden. Wichtig sind daher sowohl die 

transparente Gestaltung solcher Förderentscheidungen und ihrer Implikationen als 

auch die kluge Wahl des geeigneten Instrumentariums. Während Ökonominnen und 

Ökonomen die Förderung von Forschung und Entwicklung inklusive Demonstrations-

projekten im Allgemeinen befürworten, wird vielfach diskutiert, in welchem Umfang 

und mit welcher Fokussierung die weiterführende Markteinführung einer Techno-

logie gefördert werden sollte.

UNTERSCHIEDLICHE ZIELE POLITISCHER INTERVENTION 

Die europäische Energiepolitik ruht auf den drei Säulen der ökologischen Nachhal-

tigkeit, der Energieversorgungssicherheit und der Wettbewerbsfähigkeit. Die ökolo-

gische Nachhaltigkeit – insbesondere die Transformation hin zu einer emissions-

armen Ökonomie – ist somit nur ein Ziel neben der Energieversorgungssicherheit 

und der Wettbewerbsfähigkeit.14 Einschneidende Ereignisse bewirkten immer wieder 

eine Verlagerung des Fokus der politischen Debatte. Während mit der Festlegung 

13	 Olmos, L., S. Ruester, S.J. Liong (2012): On the selection of financing instruments to push the devel-
opment of new technologies: Application to clean energy technologies. Energy Policy, 43: 252-66.

14	 EC (2006): A European strategy for sustainable, competitive and secure energy. Commission Green 
Paper, COM(2006) 105.
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der bekannten 20-20-20-Ziele durch den Europäischen Rat im Jahr 2007 ambitio-

nierte Klimaziele definiert wurden, führten die wiederholten Auseinandersetzungen 

bezüglich der Erdgasbepreisung zwischen Russland und der Ukraine in den vergan-

genen Wintern (insbesondere im Winter 2008/2009) zu einer verstärkten Beunruhigung 

in Bezug auf die Versorgungssicherheit. Die Finanzkrise und die daraus resultie-

rende weltweite ökonomische Rezession brachten schließlich die Bemühungen um 

Wachstum und die Wettbewerbsfähigkeit der einheimischen Industrie wieder ins 

Zentrum politischer Diskussionen. 

Für eine gewisse Zurückhaltung beim Einsatz von Politikmixen spricht aus ökonomi-

scher Sicht die Tatsache, dass nicht alle politischen Ziele gleichermaßen begründbar 

sind (sog. Legitimationspostulat). Das Ziel der Treibhausgasminderung hätte etwa vor 

dem Hintergrund von Markt- bzw. Systemversagen im Klimaschutz einen übergeord-

neten Stellenwert gegenüber dem Unterziel, einen ganz bestimmten Anteil von Strom 

aus erneuerbaren Energien zu erzeugen, wenn es für das Unterziel keine Begründung 

gibt. Strikt betrachtet sind ökonomisch nicht begründbare Ziele überflüssig, wenn 

das übergeordnete Ziel anderweitig kosteneffizient erreicht wird. Und sie führen zu 

zusätzlichen Kosten, wenn sie bindend werden und von einer kosteneffizienten Lösung 

wegführen. In einem Mix von Instrumenten mit mehreren Zielsetzungen können also 

leicht Effizienzverluste in einer von den Instrumenten gemeinsam verfolgten Zieldi-

mension auftreten. Anders ausgedrückt trägt die Anwendung eines Instruments zur 

Erreichung eines schwer begründbaren Zieles dazu bei falsche Prioritäten zu setzen.

Effizienzverluste in einer Zieldimension bzw. zusätzliche Kosten können allerdings 

dadurch aufgewogen werden, dass zu anderen begründbaren Zielen beigetragen 

wird, etwa der Stärkung der Energieversorgungssicherheit durch Reduktion der 

europäischen Brennstoffimportabhängigkeit oder zur Infrastruktur- und Techno-

logieentwicklung. Idealerweise sollten dabei der (Grenz-)Nutzen des Beitrags zu 

anderen Zielen die (Grenz-)Kosten der Regulierungsüberlagerung in der primären 

Zieldimension übersteigen. Ist dies nicht der Fall, könnte man die gegebenen politi-

schen Ziele akzeptieren und gewisse (statische) Effizienzverluste hinnehmen, aber 

zumindest sollte dafür Sorge getragen werden, dass die anderen Ziele möglichst 

effizient erreicht werden. Es gilt auch zu berücksichtigen, dass die Einführung neuer 

Technologien und Institutionen kurzfristig zu Mehrkosten und dadurch zu statischen 

Effizienzverlusten führen können, allerdings längerfristig vorteilhaft und somit 

dynamisch effizient sein können.

4.	 HANDLUNGSRAHMEN FÜR DIE POLITIK

Basierend auf der vorangegangenen Diskussion werden im Folgenden grundsätz-

liche Handlungsempfehlungen für die Politik in Form von Thesen abgeleitet. Tiefer-

gehende Analysen wurden in den einzelnen Projekten vorgenommen.  Deren Haupt-

ergebnisse werden an den entsprechenden Stellen dargestellt.

1.	 EIN INSTRUMENTENBÜNDEL ERSCHEINT GRUNDSÄTZLICH SINNVOLL

Für eine effektive Klimaschutzpolitik erscheint es sinnvoll, neben dem EU-weiten 

Emissionshandel weitere Instrumente anzuwenden. Für die Sektoren, die aktuell 

vom Emissionshandel erfasst werden, können die Emissionsziele durch die zentral 

festgelegte Emissionsobergrenze und das etablierte Zertifikatehandelssystem zwar 
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BOX 2: AUSGEWÄHLTE PROJEKTERGEBNISSE „DIE WIRKUNG DES DEUT-

SCHEN POLITIKMIXES AUF TECHNISCHEN UND STRUKTURELLEN WANDEL 

IM BEREICH DER ERNEUERBAREN ENERGIEN“ – GRETCHEN

Die durchgeführten empirischen Analysen zeigen, dass neben dem Erneu-

erbare-Energien-Gesetz (EEG) und öffentlicher Forschungsförderung auch ein 

konsistenter und glaubwürdiger Policy Mix mit ambitionierten politischen Zielset-

zungen den technologischen und strukturellen Wandel bei den erneuerbaren 

Stromerzeugungstechnologien begünstigen. Demgegenüber scheint der EU 

Emissionshandel in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung kaum eine dynamische 

Anreizwirkung für die erneuerbaren Energien zu entfalten.

ohne weitere Instrumente koste-

neffizient und effektiv erreicht 

werden. Es ist beim gegenwärtig 

niedrigen Preisniveau jedoch 

unsicher, ob der Emissionshandel 

alleine genügend Anreize für die 

Entwicklung neuartiger emissi-

onsarmer Lösungen setzt. Die 

Erforschung und Entwicklung 

neuer Technologien ist durch 

Spillover-Effekte gekennzeichnet. 

Um diese zu internalisieren, ist es 

sinnvoll, neben dem Emissionshandel weitere Instrumente zu verwenden (siehe hierzu 

das Projekt GRETCHEN). Diskussionswürdig ist jedoch die Gewichtung zwischen der 

Förderung von Forschung und Entwicklung und der Unterstützung der Kommerzia-

lisierung von neuen Technologien.

Für die Bereiche, die aktuell nicht vom Emissionshandel erfasst werden, stellt sich die 

grundsätzliche Frage, ob der Emissionshandel in Europa in diesen Sektoren überhaupt 

ein geeignetes Instrument sein würde. Dies muss für jeden Sektor einzeln geprüft 

werden. So deuten die Ergebnisse im Verkehrsbereich darauf hin, dass der Emissions

handel alleine nicht erfolgsversprechend ist und stattdessen zumindest um ein 

Instrument ergänzt werden sollte. Im Falle des urbanen Verkehrs könnte dies beispiels-

weise eine Mautlösung sein (siehe 

hierzu das Projekt EMPACCA). 

Im Gegensatz dazu scheinen die 

Ergebnisse im Luftverkehr dafür 

zu sprechen, dass der Emissions-

handel hierbei die kosteneffizi-

enteste Art der Vermeidung von 

Emissionen darstellt (siehe hierzu 

das Projekt AVICLIM).

BOX 3: AUSGEWÄHLTE PROJEKTERGEBNISSE „BEWERTUNG VON MASSNAH-

MEN ZU KLIMAANPASSUNG UND KLIMASCHUTZ IN AGGLOMERATIONEN“ 

– EMPACCA

Es ist möglich auch im städtischen Verkehr Emissionen nennenswert zu senken. 

Werden Maßnahmen durchgeführt, die zugleich Synergieeffekte in Form reduzierter 

Staus, weniger Lärm und Unfälle erzeugen sowie öffentliche Einnahmen generieren, 

mit denen zusätzlicher ÖPNV finanziert werden kann, können die durch höhere Fahrt-

kosten entstehenden negativen Effekte kompensiert werden (hohe Effizienz). Daher 

ist eine City-Maut ein sehr gutes Instrument. Sie ist sowohl effektiv als auch effizient. 

Eine City-Maut für LKW ist hingegen nicht wirksam. Eine flächendeckende Geschwin-

digkeitsbeschränkung ist zwar ebenfalls effektiv, verursacht aber hohe gesellschaft-

liche Zusatzlasten.

BOX 4: AUSGEWÄHLTE PROJEKTERGEBNISSE „DIE EINBEZIEHUNG DES 

LUFTVERKEHRS IN INTERNATIONALE KLIMASCHUTZPROTOKOLLE“ 

– AVICLIM 

Die AviClim-Modellierungsergebnisse belegen, dass  ein globaler Emissions-

handel mit Strafgebühren für alle klimarelevanten Substanzen und der Möglichkeit, 

CO2-Zertifikate aus anderen Sektoren zu kaufen, den Instrumenten einer Stickoxid-

Abgabe und einer Klimasteuer überlegen ist. Gründe für die Vorteilhaftigkeit des 

Emissionshandels sind die z.T. deutlich niedrigeren Gesamtkosten sowie die relativ 

geringen Wettbewerbsverzerrungen und Rückgänge der Erwerbstätigenzahlen im 

Vergleich zu einer Entwicklung ohne klimapolitische Maßnahmen.
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2.	 MONITORING UND EVALUATION VON POLITIKMASSNAHMEN IST WICHTIG

Auch wenn weitgehende Einigkeit darin besteht, dass ein Instrumentenmix für eine 

effektive Klimaschutzpolitik zielführend sein kann, sollte nicht jedes mögliche Instrument 

zum Einsatz kommen. Vielmehr sollte klar sein, welches Ziel bzw. welche Rolle 

jedes Instrument im Politikmix erfüllen soll. Bei der Bewertung der Instrumente gilt 

es, Effektivität, Effizienz, aber auch politische und institutionelle Umsetzbarkeit zu 

berücksichtigen. 

Zugleich ist ein zeitnahes Monitoring eine wichtige Grundlage für eine gute Umsetzung, 

Weiterentwicklung oder gegebenenfalls Abschaffung von Politikinstrumenten. Hierbei 

sollten moderne Evaluationsmethoden auf der Basis ökonometrischer Verfahren und   

 – wo möglich – randomisierte Feldexperimente zur Anwendung kommen. Diesbezüglich 

hat die Wissenschaft in den letzten Jahren erhebliche Fortschritte erzielt. So gelten 

kausale Wirkungsanalysen auf der Basis statistisch-ökonometrischer Methoden und 

randomisierter Feldexperimente unter Wissenschaftlern weltweit als „state of the 

art“.15 Trotzdem werden die modernen Evaluationsmethoden in Deutschland noch 

kaum angewandt, vor allem im Bereich der Klimaschutzpolitik bestehen hier ganz 

erhebliche Defizite.

Der „Goldstandard“ der modernen Evaluationsforschung ist die Durchführung von 

randomisierten, kontrollierten Feldexperimenten. Können diese Experimente nicht 

durchgeführt werden, stehen eine Reihe alternativer quasi-experimenteller Methoden 

zur Verfügung, um die kausale Wirkung von Instrumenten zu bestimmen. Abschließend 

sollte – basierend auf methodisch validen Wirkungsanalysen – eine Kosten-Nutzen-

Analyse durchgeführt werden. Nur eine solche evidenzbasierte Klimaschutzpolitik, die 

auf robusten Analysen von Ursache-Wirkungs-Zusammenhängen beruht, schafft eine 

solide Grundlage für die Auswahl, Gestaltung und Umsetzung von Politikinstrumenten.

3.	 WECHSELWIRKUNGEN VON INSTRUMENTEN MÜSSEN BERÜCKSICHTIGT  
	 WERDEN

In jedem Fall müssen die Wechselwirkungen zwischen verschiedenen Instrumenten 

berücksichtigt werden. Grundsätzlich gilt, dass je Ziel bzw. Marktversagen minde-

stens eine Maßnahme erforderlich ist. Ergo ist ein Instrumentenmix erforderlich, 

wenn es mehrere Ziele gibt. Maßnahmen können in ihrer Wirkung jedoch kaum auf 

ein Ziel begrenzt bleiben, sondern werden auch die Erreichung anderer Ziele beein-

flussen. Hierdurch kann es zu Interdependenzen, Synergien und Zielkonflikten kommen.
 

Offensichtlich ist dies bei den verschiedenen, gleichzeitig zum Einsatz kommenden 

Instrumenten des Klimaschutzes. Aktuell ist hier die Interaktion zwischen der Förderung 

der erneuerbaren Energien und dem europäischen Emissionshandel ein Beispiel. So 

senkt der Ausbau der erneuerbaren Energien in Europa die Preise für CO2-Zertifikate 

und sorgt so dafür, dass andere Klimaschutzmaßnahmen nicht ergriffen werden. 

Darüber hinaus können sich Maßnahmen zur Erreichung von Emissionszielen auf 

politische Ziele auswirken, die nicht im Zusammenhang mit dem Klimawandel stehen. 

Beispiel: Eine Emissionssteuer im Verkehr reduziert Emissionen, hilft zugleich auch 

Lärm, Unfälle und Staus zu verringern. Eventuell führt eine solche Steuer zu einer 

Verdichtung von Städten mit der negativen Folge höherer Mieten. Dadurch könnten 

15	 Boockmann, B., C.M. Buch und M. Schnitzer (2014): Evidenzbasierte Wirtschaftspolitik in Deutschland: 
Defizite und Potentiale. Perspektiven der Wirtschaftspolitik, 15(4): 307-23.
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Verteilungs- und Gerechtigkeitsziele verletzt werden. Grundsätzlich bedeutet dies, 

dass individuelle Maßnahmen immer auch in einem Gesamtzusammenhang unter-

sucht werden müssen, um solche Synergien und Konflikte aufzudecken.

4.	� AUF WELCHER EBENE SOLLTEN INSTRUMENTE ANGESETZT UND 
BEWERTET WERDEN?

Ein großer Erfolg der Klimaschutzpolitik in Europa ist, dass der Emissionshandel 

als EU-weites Instrument eingeführt wurde. Dies unterstützt die kosteneffiziente 

Vermeidung von Emissionen über Ländergrenzen hinweg und bietet zugleich ein klares 

Signal für Investitionsstrategien von international tätigen Unternehmen.

In anderen Bereichen scheint eine regionale Verankerung wichtiger. So sind Planungs-

prozesse und die öffentliche Akzeptanz zentrale Elemente für erfolgreiche Investi-

tionen, etwa in Stromnetze. Diese Planungsprozesse müssen vor allem auch auf natio-

naler und regionaler Ebene gestaltet werden. 

5.	 SOLLTEN POLITISCHE ZIELE  EINE HIERARCHIE AUFWEISEN?

Während es unbestritten ist, dass die von der Politik gesetzten Ziele ökonomisch 

begründbar sein müssen, ist es umstritten, ob sie eine klare Hierarchie aufweisen 

sollten. So erscheinen beispielsweise die drei sogenannten 20-20-20 Ziele für das 

Jahr 2020 der Europäischen Union gleichwertig. Für den Klimaschutz entscheidend 

ist allerdings ohne Zweifel der Ausstoß von Treibhausgasen, die Ziele zum Ausbau der 

erneuerbaren Energien sowie zur Energieeffizienzsteigerung sind dagegen eher Mittel 

zum Zweck. Es stellt sich daher die Frage, ob dies nicht in einer klaren Hierarchie der 

Ziele deutlich werden sollte. 

6.	 WETTBEWERBSFÄHIGKEIT UND CARBON LEAKAGE BERÜCKSICHTIGEN

Unzweifelhaft können die Instrumente der Klimaschutzpolitik Auswirkungen auf die 

Wettbewerbsfähigkeit der deutschen bzw. europäischen Wirtschaft haben, vor allem 

auf die energie- und emissionsintensiven Industrien. Um deren Wettbewerbsfähigkeit 

zu sichern, wurden in der Vergangenheit in Deutschland Entlastungen in Milliar-

denhöhe bei der Zuteilung von Zertifikaten und durch die Reduzierung der Strom- 

und Energiesteuern sowie der 

EEG-Umlage gewähr t.16 

Somit gilt es, die Lenkungs-

wirkung dieser Instrumente 

hinsichtlich der Vermeidung 

von Treibhausgasemissionen 

energieintensiver Industrien 

zu prüfen. Diesbezüglich 

deuten Projektergebnisse auf 

heterogene Effekte hin (siehe 

Projekt DECARBONISE).

16	 Rieseberg, S. und C. Wörlen (2012): Befreiungen der energieintensiven Industrie in Deutschland 
von Energieabgaben – Rosa Luxemburg Stiftung, Arepo Consult.

BOX 5: AUSGEWÄHLTE PROJEKTERGEBNISSE „KLIMASCHUTZ DURCH DIE 

DEKARBONISIERUNG DER DEUTSCHEN INDUSTRIE“ – DECARBONISE

Es zeigt sich, dass die besten verfügbaren Techniken bei der Metallerzeugung 

bereits umfassend genutzt werden und die verbliebenen derzeitigen Minderungs-

potenziale eher gering einzuschätzen sind. Eine Aufhebung der Entlastungstat-

bestände klimapolitischer Instrumente hätte im Falle der Aluminiumindustrie 

einen erheblichen Anstieg der zu zahlenden EEG-Umlage zur Folge, so dass bei 

den gegebenen Preisen für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe die Gesamtkosten 

nicht mehr durch die Umsätze gedeckt werden könnten. Bezüglich der Eisen- und 

Stahlindustrie lassen sich unter diesen Rahmenbedingungen, induziert durch die 

höheren Zahlungen für Emissionszertifikate, ebenfalls negative Auswirkungen auf 

die Wettbewerbsfähigkeit feststellen, wenngleich in geringerem Umfang. 
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Zudem ist zu beachten, dass die Klimaschutzpolitik auch weniger effektiv ist, wenn 

sie beispielsweise durch höhere Kosten Anreize schafft, Produktionsaktivitäten und 

damit Emissionen ins Ausland zu verlagern – sogenanntes Carbon Leakage. Simula-

tionen zufolge könnte sich der Anstieg der Emissionen im Nicht-EU-Ausland auf etwa 

12% der Emissionseinsparungen in der EU belaufen.17 Durch die Möglichkeit, interna-

tionalen Handel zu betreiben, wird die Wirksamkeit der europäischen Klimaschutz-

politik eingeschränkt. Eine Option, Carbon Leakage abzuschwächen, wäre, Importe 

entsprechend ihres CO2-Gehalts in den Emissionszertifikatehandel einzubeziehen. Die 

Umsetzung eines solchen Vorschlags erscheint allerdings schwierig, denn dazu müsste 

der CO2-Gehalt ausländischer Güter bekannt sein und eine WTO-konforme Regelung 

gefunden werden. Als weitere Maßnahme zur Vermeidung von Carbon Leakage werden 

WTO-kompatible, nachfrageorientierte Politikinstrumente (wie beispielsweise eine 

Abgabe auf den Verbrauch von ausgewählten CO2-intensiven Materialien) diskutiert, 

die am Ende der Wertschöpfungskette, also am oder relativ kurz vor dem Endver-

brauch ansetzen und, eingebettet in einen Emissionszertifikatehandel, einen effektiven 

Emissionsschutz gewährleisten. 

Dieses Ansetzen am Verbrauch-

sende der Wertschöpfungskette 

ermöglicht zum einen Emissi-

onsminderungsanreize über die 

gesamte Wertschöpfungskette 

hinweg und gleichzeitig identische 

Wettbewerbsbedingungen von 

regulierten Unternehmen mit 

nicht-regulierten Wettbewerbern 

in In- und Ausland.18

7.	� SYNERGIEN UND ZIELKONFLIKTE ZWISCHEN KLIMASCHUTZPOLITIK UND 
ANDEREN POLITIKZIELEN

Abschließend ist hervorzuheben, dass Klimaschutz ungeachtet seiner hohen Bedeutung 

weder die einzige Motivation der Politik noch das einzige Politikziel unserer Gesellschaft 

darstellt. Deswegen gilt es, soweit möglich, Synergien zu erschließen, so dass mit dem 

Einsatz öffentlicher Mittel sowohl  Klimaschutzmaßnahmen als auch andere – ebenfalls 

wünschenswerte – politische Ziele umgesetzt werden können. Häufig wird dies in der 

Diskussion um die konkrete Ausgestaltung von Klimaschutzpolitik vernachlässigt, ebenso 

wie die Tatsache, dass für den Klimaschutz aufgewendete Ressourcen nicht für andere 

Zwecke wie Erziehung und Bildung zur Verfügung stehen. Trotz aller Unsicherheiten 

17	 Böhringer, C., E.J. Balistreri und T.F. Rutherford (2012): The role of border carbon adjustment 
in unilateral climate policy: Overview of an Energy Modeling Forum study (EMF 29). Energy 
Economics, 34(2): 97-110. Ökonometrische ex-post Studien finden Carbon Leakage Raten in ähnlicher 
Größenordnung, bspw. 8 % in Aichele, R. und G. Felbermayr (2015): Kyoto and Carbon Leakage: An 
Empirical Analysis of the Carbon Content of Bilateral Trade. The Review of Economics and Statistics, 
97(1): 104–15.

18	 Neuhoff, K., W. Acworth, J. Barrett, A. Owen, C. Fischer, C. Munnings, R. Ismer, Y.G. Kim, S. Pauliuk, 
R. Wood, O. Sartor, T. Sterner, Z. Xiliang, L. Zetterberg und S. Roth (2015): Inclusion of Consumption 
of Carbon Intensive Commodities in Carbon Pricing Mechanisms. Climate Strategies Policy Paper.

BOX 6: AUSGEWÄHLTE PROJEKTERGEBNISSE „INTEGRIERTE BEWERTUNG 

DER INSTRUMENTE UND DER FISKALISCHEN UND MARKTBASIERTEN 

ANREIZE INTERNATIONALER KLIMAPOLITIK UND IHRER AUSWIRKUNG“ 

– IACCP

Im Projekt wurden eine Vielzahl von Politikbewertungen und –empfehlungen zu 

den marktbasierten Klimapolitikinstrumenten, wie beispielsweise Mineralöl-

steuern, Emissionszertifikate oder Fördermittel für den Ausbau erneuerbarer 

Energien, für Energieeffizienzsteigerungen oder für Anlagen mit Kraftwärme-

kopplung erarbeitet. Exemplarisch sei hier nur genannt: 

Es wurden Carbon Leakage Raten von 8-12% für die untersuchten Szenarien 

gezeigt. Zu beachten ist, dass es sich hierbei um statische Untergrenzen von 

Carbon Leakage handeln, weil nur einzelne Wirkungskanäle und keine intertem-

poralen Effekte untersucht wurden.
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über deren Kosten und den Nutzen sollten Instrumente des Klimaschutzes nicht nur 

eine positive Nutzen-Kosten-Differenz aufweisen, sondern auch mit anderen politi-

schen Maßnahmen (und deren zugehörigen Kosten-Nutzen-Verhältnissen) abgestimmt 

werden. Mit einem umfassenderen Ansatz kann so erreicht werden, dass Kosten 

und Nutzen der Klimaschutzpo-

litik und einzelner Instrumente 

besser kommuniziert und gesell-

schaftlich getragen werden (siehe 

hierzu das Projekt EVAL-MAP).

BOX 7: AUSGEWÄHLTE PROJEKTERGEBNISSE „EVALUATION VON KLIMA-

SCHUTZ UND ANPASSUNGSMASSNAHMEN“ – EVAL‑MAP

Bei der Frage nach der Akzeptanz der Bevölkerung zur Förderung erneuerbarer 

Energien spielt die Fragestellung eine entscheidende Rolle. So bejahen 85,1% der 

Haushalte die Frage, ob erneuerbare Energien gefördert werden sollten. Jedoch sind 

nur knapp 50% der Befragten bereit, mehr für Strom aus erneuerbaren Energien 

(im Vergleich zu Strom aus fossilen Energieträgern) zu zahlen. Von diesen etwa 

50% der Haushalte ist nur die Hälfte bereit, mehr als 6 Cent pro kWh zusätzlich 

zu zahlen. Dies bedeutet, dass nur etwa 25% der Haushalte eine Zahlungsbereit-

schaft für erneuerbare Energien in Höhe der aktuellen EEG-Umlage haben.
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AEET - ANALYTICS AND EMPIRICS OF EMISSION 
TRADING

Universität Duisburg-Essen

|| Kontakt: Prof. Rüdiger Kiesel – Ruediger.Kiesel@uni-due.de

Untersuchung der Mechanismen im Emissionshandel 

im Zusammenspiel mit anderen politischen Maßnahmen 

unter Risikoaversion. 

|| Methodik: Im Projekt wurden stochastische Modelle für 
Emissionshandelssysteme entwickelt, die eine quantitative 
Analyse der Eigenschaften der gegenwärtigen Systeme 
erlauben und es ermöglichen, den Einfluss zusätzlicher 
Maßnahmen zu quantifizieren. Dabei standen die folgenden 
beiden Aspekte im Mittelpunkt: (1) Stochastische Gleich-
gewichtsmodelle und Marktdynamik unter zusätzlichen 
regulatorischen Maßnahmen. (2) Empirische und ökono-
metrische Untersuchung von Zertifikatepreisen. Analyse 
des Zusammenspiels von Preisen und Preissensitivitäten 
und die Quantifizierung des stochastischen, zeitabhängigen 
Marktpreisrisikos mittels eines Reduced-Form Modells.

|| Kriterien und Instrumente: Untersucht wurden der 
Einfluss einer Marktstabilitätsreserve, der Interaktion 
von Handelssystemen mit weiteren regulatorischen 
Maßnahmen (wie Steuern oder Subventionen für alter-
native Methoden der Energieerzeugung) und des Linkings 
von Emissionshandelssystemen auf Zertifikatepreise und 
auf die ökonomische Effizienz des Systems. 

|| Ergebnisse: Das Design effizienter Stabilitätsmecha-
nismen ist stark von der korrekten Quantifizierung der 
Risikoaversion auf Emissionsmärkten abhängig. Wir 
entwickelten ein Verfahren zur Quantifizierung des stocha-
stischen, zeitabhängigen Marktpreisrisikos. Dies stellt ein 
wichtiges Bindeglied zwischen der Zeitreihenanalyse histo-
rischer Preise und des Designs effizienter Stabilitätsme-
chanismen dar: Mittels stochastischer Gleichgewichts-
modelle lässt sich zeigen, dass durch die Einführung von 
Stabilitätsmechanismen ein quantifizierbarer Effizienz-
gewinn entsteht, wenn das Marktpreisrisiko beim Design 
des Mechanismus berücksichtigt wird.

AVICLIM: INCLUDING AVIATION IN INTERNATIONAL 
PROTOCOLS FOR CLIMATE PROTECTION

Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) 

|| Kontakt: Janina Scheelhaase – Janina.Scheelhaase@dlr.de

Analyse der Machbarkeit der Einbeziehung aller klimar-

elevanten Emissionen des Luftverkehrs in internationale 

Klimaschutzprotokolle und die damit verbundenen ökono-

mischen und ökologischen Effekte.

|| Methodik: Kombination verschiedener ökonomischer und 
verkehrswissenschaftlicher Modelle mit einem Klima-
modell. Zur Abschätzung der ökonomischen Effekte 
wurden ein mikroökonomisches Kosten-Nachfrage-Modell, 
das verschiedene Nachfragereaktionen simuliert sowie 
ein Input-Output-Modell verwendet.  Zur Modellierung 
der Klimawirkungen wurde das Modell AirClim einge-
setzt. Hierfür wurde eine alternative Metrik zur Quantifi-
zierung der Klimaeffekte entwickelt, die die unterschied-
liche Verweildauer einzelner klimarelevanter Gase in 
der Atmosphäre berücksichtigt, indem sie die Klima-
wirkungen der Nicht-CO2-Spezies in Relation zur Klima-
wirkung von CO2 stellt. Bei einem relativ kurzen Zeitho-
rizont von 20 Jahren werden die Wirkungen der kurzle-
bigeren Klimagase, wie z. B. NOX oder Kondensstreifen, 
stärker berücksichtigt; ein Betrachtungszeitraum von 50 
Jahren erlaubt wiederum eine etwas stärkere Gewichtung 
der langlebigeren Klimagase, insbesondere von CO2.

|| Kriterien und Instrumente: Untersucht wurden drei 
mögliche Klimaschutzinstrumente: eine Klimasteuer, 
einen Emissionshandel aller wesentlichen klimarele-
vanten Substanzen des Luftverkehrs sowie ein Entgelt auf 
Stickoxide kombiniert mit einem CO2-Emissionshandel 
und operationellen Klimaschutzmaßnahmen, wie zum 
Beispiel die Änderung der Reiseflughöhe. 

|| Ergebnisse: Die AviClim-Modellierungsergebnisse 
belegen, dass unter den getroffenen Annahmen das 
Instrument eines globalen Emissionshandels auf 
alle klimarelevanten Substanzen mit der Möglichkeit, 
CO2-Zertifikate aus anderen Sektoren zu kaufen, den 
Instrumenten eines NOX-Entgelts und einer Klimasteuer 
überlegen ist. Gründe für die Vorteilhaftigkeit des Emissi-
onshandels sind einerseits die z. T. deutlich niedrigeren 
Gesamtkosten sowie relativ geringen Wettbewerbsver-
zerrungen und Rückgänge der Erwerbstätigenzahlen 
im Vergleich zu einer Entwicklung ohne klimapolitische 
Maßnahmen. Andererseits können durch den Emissi-
onshandel signifikante Einsparungen an Klimagasen und 
positive Klimawirkungen realisiert werden. Gleichwohl 
zeigen die Erfahrungen auf internationaler Ebene, dass 
die Umsetzung dieser Erkenntnisse in die Praxis mit sehr 
großen Schwierigkeiten behaftet ist. Eine Möglichkeit wäre 
die Beschränkung auf die sog. „Great Aviation Countries“ 
bzw. „Annex-I-Countries“, die fast den gleichen ökologi-
schen Nutzen bietet und möglicherweise politisch leichter 
umzusetzen ist als eine globale Lösung. 

5.	 LISTE DER PROJEKTE IM THEMENSCHWERPUNKT

mailto:Ruediger.Kiesel@uni-due.de
mailto:Janina.Scheelhaase@dlr.de
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DECARBONISE: CLIMATE PROTECTION THROUGH 
DECARBONISATION OF GERMAN INDUSTRIES

KIT Karlsruhe 

|| Kontakt: Patrick Breun – patrick.breun@kit.edu

Untersuchung der Auswirkungen klimapolitischer Instru-

mente auf energieintensive Industrien. Schwerpunkt: 

Metallerzeugung

|| Methodik: Methodische Grundlage ist ein Modellsystem 
mit drei Aggregationsebenen. Auf der detailliertesten 
Ebene werden die Investitionsentscheidungen einzelner 
Akteure, d.h. nahezu aller Produktionswerke der deutschen 
Eisen-, Stahl- und Aluminiumindustrie, simuliert. Dabei 
liegt der Fokus neben wirtschaftlichen Aspekten auch 
auf einer präzisen Abbildung der technischen Treibhaus-
gasminderungsoptionen. Auf nationaler Ebene werden 
darüber hinaus die indirekten wirtschaftlichen und ökolo-
gischen Auswirkungen verschiedener Klimapolitiken auf 
die restlichen Sektoren durch ein Input-Output-Modell 
der deutschen Volkswirtschaft abgebildet. Weiterhin 
ordnet ein globales Stoff- und Energieflussmodell die 
deutsche Metallindustrie in die internationalen Rahmen-
bedingungen ein.

|| Kriterien und Instrumente: Untersucht werden 
verschiedene Ausprägungen des Zertifikatehandels, der 
EEG-Umlage sowie der Strom- und Energiesteuern mit 
einem Fokus auf den für energieintensive Industrien 
derzeitig gewährten Entlastungstatbeständen. 

|| Ergebnisse: Es zeigt sich, dass die besten verfügbaren 
Techniken bei der Metallerzeugung bereits umfassend 
genutzt werden und die verbliebenen derzeitigen Minde-
rungspotenziale eher gering einzuschätzen sind. Als 
vielversprechendste, bisher nur in geringem Umfang 
genutzte Minderungstechnologie wurde die Direktein-
blasung von Öl und Kokereigas in den Hochofen identifi-
ziert. Eine Aufhebung der Entlastungstatbestände klima-
politischer Instrumente hätte im Falle der Aluminium-
industrie einen erheblichen Anstieg der zu zahlenden 
EEG-Umlage zur Folge, so dass bei den gegebenen Preisen 
für Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe die Gesamtkosten 
nicht mehr durch die Umsätze gedeckt werden könnten. 
Bezüglich der Eisen- und Stahlindustrie lassen sich unter 
diesen Rahmenbedingungen, induziert durch die höheren 
Zahlungen für Emissionszertifikate, ebenfalls negative 
Auswirkungen auf die Wettbewerbsfähigkeit feststellen, 
wenngleich in geringerem Umfang.

EMPACCA  - EVALUATING CLIMATE CHANGE 
MITIGATION AND ADAPTATION POLICIES IN CITIES

HWWI Hamburg und TU Dresden 

|| Kontakt: Prof. Georg Hirte – georg.hirte@tu-dresden.de

Untersuchung der Effekte von Anpassung und Vermeidung 

in Städten. Schwerpunkt: Verkehr

|| Methodik: Methodische Grundlage ist ein stadtökonomi-
sches Modell, in dem kombiniert mit einem Landnutzungs- 
und Verkehrsmodell individuelle Entscheidungen über die 
Beteiligung am Arbeitsmarkt, über Wohnen, Einkaufen und 
Pendeln auf den lokalen Märkten koordiniert werden. Dabei 
werden Steuern und öffentliche Ausgaben berücksichtigt. 
Das Modell ist für eine „durchschnittliche“ deutsche 
Großstadt implementiert. Es erlaubt, Wechselwirkungen 
zwischen verschiedenen Instrumenten (Instrumentenmix) 
sowie solche zwischen verschiedenen Entscheidungen 
und Märkten zu berücksichtigen.

|| Kriterien und Instrumente: Untersucht werden Effek-
tivität, Effizienz und räumliche Effekte einer Subventio-
nierung von Elektromobilität, einer flächendeckenden 
oder auf Wohnviertel begrenzten Geschwindigkeitsbe-
grenzung, einer City-Maut á la London sowie einer Maut 
auf Stadtautobahnen. 

|| Ergebnisse: Es ist möglich, auch im städtischen 
Verkehr Emissionen nennenswert zu senken. Werden 
Maßnahmen durchgeführt, die zugleich Synergieeffekte 
in Form reduzierter Staus, weniger Lärm und Unfälle 
erzeugen sowie öffentliche Einnahmen generieren, mit 
denen zusätzlicher ÖPNV finanziert werden kann, können 
die durch höhere Fahrtkosten entstehenden negativen 
Effekte kompensiert werden (hohe Effizienz). Daher ist 
eine City-Maut ein sehr gutes Instrument. Sie ist sowohl 
effektiv als auch effizient. Eine City-Maut für LKW ist 
hingegen nicht wirksam. Eine flächendeckende Geschwin-
digkeitsbeschränkung ist zwar ebenfalls effektiv, verur-
sacht aber hohe gesellschaftliche Zusatzlasten.

mailto:patrick.breun@kit.edu
mailto:georg.hirte@tu-dresden.de
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EVAL-MAP  - EVALUATING CLIMATE MITIGATION AND 
ADAPTATION POLICIES

Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschafts-
forschung, Ruhr-Universität Bochum, Lehrstuhl 
für Wettbewerbstheorie und -politik; Zentrum für 
Europäische Wirtschaftsforschung 

|| Kontakt: Prof. Manuel Frondel – frondel@rwi-essen.de

Evaluation von politischen Anpassungs- und Vermeidungs-

politiken durch den Aufbau eines Energy Panels anhand von 

Haushaltsbefragungen

|| Methodik: Rund 30% des Endenergieverbrauchs und mehr 
als 20% der CO2-Emissionen gehen auf den Haushalts-
sektor zurück. Eine ganze Reihe von umweltpolitischen 
Maßnahmen versucht daher, Einfluss auf den Energie-
verbrauch der privaten Haushalte zu nehmen. Bislang 

- und im Gegensatz zu anderen Ländern - existiert in 
Deutschland jedoch keine repräsentative Haushaltsbe-
fragung mit Fokus auf energie- und umweltrelevante 
Fragestellungen. Um eine evidenzbasierte Evaluation der 
politischen Maßnahmen zur Vermeidung des Klimawandels 
und die Anpassung daran zu ermöglichen, bedarf es daher 
eigens konzipierter empirischer Erhebungen. Darauf 
basierend können die Wirkungen politischer Eingriffe 
mit Hilfe mikroökonometrischer Methoden geschätzt 
und bewertet werden.

|| Kriterien und Instrumente: Das Projekt verfolgt zwei 
übergeordnete Ziele: (1) die Evaluation von politischen 
Maßnahmen zur Vermeidung des Klimawandels, (2) 
die Erfassung von Maßnahmen der privaten Haushalte 
zur Anpassung an den Klimawandel. Anhand von vier 
Haushaltsbefragungen werden vor allem die folgenden 
zwei Themenfelder analysiert: (1) das Anpassungsver-
halten der deutschen Haushalte an den Klimawandel, 
(2) die Zahlungsbereitschaft der deutschen Haushalte 
für einen Energiemix ohne Atomstrom oder für einen 
bestimmten Anteil an erneuerbaren Energien sowie für 
Versicherungen von Häusern und Einrichtungen. 

|| Ergebnisse: Deutsche Haushalte haben eine (deutlich) 
niedrigere Zahlungsbereitschaft für Strom aus Kernen-
ergie (etwa 40% niedriger als für Strom aus fossilen 
Energieträgern) und eine (leicht) höhere Zahlungsbe-
reitschaft für Strom aus erneuerbaren Energien (etwa 
10% mehr als für Strom aus fossilen Energieträgern). 
Die Zahlungsbereitschaft für Kernenergie ist seit 2008 
gesunken, wohingegen sich die Zahlungsbereitschaft für 
erneuerbare Energien nicht verändert hat. 

Bei der Frage nach der Akzeptanz der Bevölkerung zur 
Förderung erneuerbarer Energien spielt die Fragestellung 
eine entscheidende Rolle. So bejahen 85,1% der Haushalte 
die Frage, ob erneuerbare Energien gefördert werden 
sollten. Jedoch sind nur knapp 50% der Befragten bereit, 
mehr für Strom aus erneuerbaren Energien (im Vergleich 
zu Strom aus fossilen Energieträgern) zu zahlen. Von diesen 
etwa 50% der Haushalte ist nur die Hälfte bereit, mehr 
als 6 Cent pro kWh zusätzlich zu zahlen. Dies bedeutet, 
dass nur etwa 25% der Haushalte eine Zahlungsbereit-
schaft für erneuerbare Energien in Höhe der aktuellen 
EEG-Umlage haben.

mailto:frondel@rwi-essen.de
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GRETCHEN – DIE WIRKUNG DES DEUTSCHEN POLICY 
MIXES AUF TECHNOLOGISCHEN UND STRUKTURELLEN 
WANDEL IM BEREICH DER ERNEUERBAREN ENERGIEN

Fraunhofer Institut für System- und Innovationsforschung 
ISI, Gesellschaft für wirtschaftliche Strukturforschung 
GWS mbH und Friedrich-Schiller-Universität Jena 

|| �Kontakt: Dr. Karoline Rogge – karoline.rogge@isi.fraunhofer.de

Analyse der Auswirkungen des deutschen Policy Mixes auf 

die Entwicklung und Verbreitung von erneuerbaren Strom-

erzeugungstechnologien und dem daraus resultierenden 

technologischen und strukturellen Wandel.

|| Methodik: Das Projektteam hat zunächst ein umfassendes 
Policy Mix Konzept entwickelt, das u.a. die Bausteine 

„Politikstrategien“ (Ziele, Pläne), „Instrumentenmix“ 
(z.B. EEG, FuE-Förderung) und „Charakteristika“ (z.B. 
Konsistenz, Glaubwürdigkeit) enthält und miteinander 
in Beziehung setzt. Dieses Policy Mix Konzept wurde für 
drei empirische Analyseebenen operationalisiert: für 
die Mikro-Ebene, die den Einfluss des Policy Mixes auf 
Invention, Innovation und Diffusion anhand zweier Unter-
nehmensbefragungen und von Patentanalysen unter-
sucht; für die Meso-Ebene, die Auswirkungen auf Innova-
tionsnetzwerke und Marktstrukturen anhand von Patent-, 
Förder-, Publikations- und Marktdaten analysiert; und 
für die Makro-Ebene, die durch die modelltechnische 
Endogenisierung des technologischen Wandels makro-
ökonomische Aussagen ableitet.

|| Kriterien und Instrumente: Im Fokus der Analyse steht 
die dynamische Anreizwirkung einzelner Instrumente (wie 
bspw. des EEG), des Instrumentenmixes (bspw. die Inter-
aktion von EEG und FuE-Förderung), sowie der Konsistenz 
und Glaubwürdigkeit des Policy Mixes.

|| Ergebnisse: Die durchgeführten empirischen Analysen 
deuten darauf hin, dass neben dem Erneuerbare-Energien-
Gesetz (EEG) und öffentlicher Forschungsförderung auch 
ein konsistenter und glaubwürdiger Policy Mix mit ambitio-
nierten politischen Zielsetzungen den technologischen 
und strukturellen Wandel bei den erneuerbaren Strom-
erzeugungstechnologien begünstigen. Demgegenüber 
scheint der EU Emissionshandel in seiner gegenwärtigen 
Ausgestaltung kaum eine dynamische Anreizwirkung 
für die erneuerbaren Energien zu entfalten. Zusätzlich 
spielen aber auch externe Faktoren wie ausländische 
Märkte und der globale Wettbewerb für die Schaffung von 
neuem Wissen, der Einführung neuer und verbesserter 
Produkte und der Verbreitung von erneuerbaren Strom-
erzeugungstechnologien eine wichtige Rolle.

IACCP  - INTEGRIERTE BEWERTUNG DER  
INSTRUMENTE UND DER  FISKALISCHEN UND MARKT-
BASIERTEN ANREIZE  INTERNATIONALER KLIMA
POLITIK UND IHRER AUSWIRKUNGEN

ifo Institut – Leibniz Institut für Wirtschaftsforschung (e.V.) 

|| Kontakt: Dr. Markus Zimmer – zimmer@cesifo.de

Untersuchung der Wirkung und internationaler Vergleich 

klimapolitischer Maßnahmen und integrierte Bewertung 

von klimapolitischen Szenarien. 

|| Methodik: Methodische Grundlagen sind einerseits ein 
innovativer Modellansatz in dem Modellsimulationen 
eines allgemeinen Handelsgleichgewichtsmodells mit 
empirischen Schätzungen konsistent verknüpft sind und 
andererseits eine Erweiterung des etablierten FUND 
Integrated Assessment Models. Kern ist dabei eine solide 
empirische Fundierung aller Analysen und die Erstellung 
der dafür benötigten Datengrundlagen. 

|| Kriterien und Instrumente: Untersucht werden im interna-
tionalen Vergleich Effektivität und Effizienz marktbasierter 
Klimapolitikinstrumente wie beispielsweise Mineralöl-
steuern, Emissionszertifikate oder Fördermittel für den 
Ausbau erneuerbarer Energien, für Energieeffizienzstei-
gerungen oder für Anlagen mit Kraftwärmekopplung.  

|| Ergebnisse: Im Projekt wurden eine Vielzahl von Politik-
bewertungen und –empfehlungen zu den einzelnen Instru-
menten erarbeitet. Exemplarisch seien hier nur einige 
genannt: 

|| Es wurden Carbon Leakage Raten von 8-12% für die 
untersuchten Szenarien gezeigt. Zu beachten ist, dass 
es sich hierbei um statische Untergrenzen von Carbon 
Leakage handeln, weil nur einzelne Wirkungskanäle und 
keine intertemporalen Effekte untersucht wurden.

|| Die Effektivität von Mineralölsteuern wurde durch die 
Vernachlässigung von Antizipationseffekten in bisherigen 
empirischen Studien überschätzt. 

|| Die Innovationstätigkeit im Bereich der für den Klima-
schutz relevanten Technologien konnte in den letzten 
Jahren in erfreulichem Maße zulegen und Defizite und 
Unterinvestitionen teilweise wieder ausgleichen.   

|| Aufgrund des unterschiedlich starken wirtschaft-
lichen Wachstums bedingen dieselben Emissionsziele 
in Westeuropa wesentlich stärkere Steigerungen der 
Energieeffizienz als in Osteuropa.

|| Eine jährliche Reduktion der Energieintensität um 0,75% 
erscheint ohne Eingriff der Politik über Command and 
Control Mechanismen möglich zu sein und kann über die 
Energiepreise motiviert werden.

|| Eine Substitution fossiler Energiequellen durch erneu-
erbare Energien um immerhin über 60% bis in das Jahr 
2100 wird nur durch eine entsprechende Steuerung seitens 
der Politik möglich sein.

mailto:karoline.rogge@isi.fraunhofer.de
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